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Grundbegriffe der Rousseauschen
Staatsphilosophie.
Von Privatdözent Dr. Siegfried Marck, Breslau.
Der Sinn der Ronsseanschen Staatsphilosophie ist von jeher
der Gegenstand lebhafter Streitfragen gewesen» , In das Gewirr
vulgärer Auffassungen, in denen Eousseau bald als Staatsabsolutist!
bald als TJtilitarist oder als Utopist 'anerkannt, bezw. bekämpft
wurde, hat erst die problemgeschichtliche Herausarbeitung kri-
tischer Motive bei Rousseau vom Boden der neukantianischein
Rechtsphilosophie aus Klarheit gebracht. Es ist das Verdienst
Stammlere, Haymanns und Natorps, das Rousseau -Problem auf
eine neue Grundlage gestellt zu haben« Sie überwanden ins-
besondere endgültig die genetische Auffassung des Gesellschafts-
vertrages gemäß dem klaren Sinne der Rousseauschen Problem-
stellung. Trotz oder gerade infolge dieser grundlegenden metho-
dischen Einstellung bleibt die Analyse des Ineinanders kritischer
und dogmatischer Gedankengänge bei Rousseau stets aufs neue für
die problemgeschichtliche Forschung anziehend·
Der kritische, nicht genetische Sinn der Rousseauschen Frage-
stellung im Contrat social steht schon nach dessen Eingangssätzen
außer Zweifel Eine spekulative Hypothese über die Entstehung
des staatlichen Zusammenlebens zu geben lehnt Rousseau dort ab,
er stellt vielmehr die quaestio iuris des Staates in der Frage nach
der Vereinbarkeit des staatlichen Zwanges mit der natürlichen
Freiheit des einzelnen, Der rechtlich-staatliche Zwang soll geprüft
tind legitimiert werden, jedoch der Maßstab dieser Rechtfertigung,
der Begriff der natürlichen Freiheit, scheint die Möglichkeit kri-
tischer Lösung des Problems von vornherein dogmatisch zu ge-
fährden. Scheint doch mit dem Begriff der „natürlichen Freiheit*
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der spekulative Gedanke des Naturzustandes den Eckstein der
Rousseauschen Staatsphilosophie zu bilden, auch wenn er nicht
mehr als Ausgangspunkt für die Entstehung der Gesellschaft ver-
wandt wird. Auch die kritische Frage nach der Rechtfertigung
des Staates scheint an die ganze Problematik des Naturzustandes
gebunden. Die Abgrenzung des Rousseauschen „Naturzustandes"
gegenüber den möglichen Bedeutungen dieses Begriffes und seine
Beziehung zur „natürlichen Freiheit" bilden eine grundlegende
Voraussetzung des Verständnisses der Rousseauschen Staatsphilo-
sophie. · In enger logischer Verknüpfung mit dem Gedanken des
Vertrages geht dei> Begriff des Naturzustandes durch die Staats-
Philosophie und hat neben dem Sinn der Hypothese bald die
Bedeutung der Itategorie, bald die der Fiktion. Mit der
methodischen Erfassung des Gesellschaftsbegriffs ist auch der Be-
griff des Naturzustandes charakterisiert, der den Gegenbegriff der
Gesellschaft bedeutet. Bei einer genetischen Ableitung ist der
Begriff des Naturzustandes eine 0ypothöse über ein gesellschafts-
loses Verhalten, mit .der die Grenze der gesellschaftlichen Er-
fahrung überschritten wird. Wo hingegen die Frage nach der
logischen Möglichkeit der Gesellschaft gestellt wird, und ihre kate-
goriälen Bedingungen' aufgewiesen werden, hat auch der Begriff
des. Naturzustandes kategorialen Charakter. Denn soll er einen
methodischen Sinn in der transzendentalen Frage nach der Möglich-
keit der Gesellschaft besitzen, so kajit: er dies nicht als deren
schlechthin negative Setzung, als der Gedanke des gesellschaft-
lichen Chaos, Vielmehr muß er den methodologischen Ansatzpunkt
£ur Konstituierung des GeseÜschaftsbegriffes bilden. Der Natur*
zustand ist als .Gegensatz des Geseüjschaftsbegriffes, platonisch,
gesprochen, nicht das sondern das » der Gesellschaft,
d.. h* nicht ihre schlechthinnige Negation, ihr Nichtsein, sondern
ihs Noch-nicht-sein als Ansatzpunkt ihrer Konsti-
tuierung. Der Begaff des Naturzustandes in der Rolle einer
Fiktion tritt mit seinem möglichen logisch-kategorialen, Sinn auf
eine Seite, Während der Sin» der Hypothese auf der ändern Seite
steht* Auch in der Fiktion wird im Gegensatz zur genetischen
Hypothese :ftbe;r ein Fakttun ein Zustand mit schöpferischer Phan-
tasie gesetzt, ein Naturgustand ^erdichtet". Soll die Wissenschaft-
lifche JlkiioQ sich yoii willkürlicher oder ästhetische? ^Phantasie
unterscheiden, so muß sie als wissenschaftspädagogisehe Verdeut-
lichung eines auch unabhängig von ihr geltenden Begriffes auf
 t
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diesen als ihre methodische Grundlage zurückweisen. Der Natür:
zustand als Fiktion kaiin also nur den wissenschaftlichen Sinai
einer Veranschaulichung der „apriorischen Vernunftidee" liatu?-
zustand besitzen, die Fiktion muß in jenem methodologischen An?·
satzpunkte für die Kategorien der Gesellschaft objektive-Fundie-
rung haben, Vom kategorialen resp. fiktiven Sinne de? Naturzu-
standes aus kann infolge der Unabtrennbarkeit von Ergebnis und
methodischem Ansatzpunkte der Staatsbegriff einer StaÄisphiloso*
phie abgelesen werden.
So hat z. B. auch bei Hobbes der Naturzustand kategorial-
fifctive und nicht Hypothesenbedeutung. Seinem Naturzustand
als Kriegszustand entspricht der auf .bloße Übermacht des Sou-%
veräns gegründete staatliche Frieden, der Zustand dös ,Kichtkrieges^
wie man ihn im zwischenstaatlichen Leben bezeichnet hat. In
formaler Hinsicht ist für den R]ottsseauscjien Naturzustand
seine kategoriale- Bedeutung festzuhalten, zu o der sich auch tei
ihm Elemente der Fiktionsbed^utung gesellen. Seinem materialen
Sinne nach aber enthält der Bousseauscjie Naturzustand ein über
den sonstigen Gedanken des Naturzustandes hinausgehendes Ele-,
ment. ßousseaus ,Naturc ist ja nicht die Natur jler Naturwissen-
schaft, sein Naturbegriff ist vielmehr romantisch nicht bloß im
vulgären, sondern im philosophischen Sinne dieses Wortes, insofern
er die Synthesis zweier heterogener Elemente, eben der Natur
der Naturwissenschaft und der wahrhaften Menschlichkeit oder
der Kultur in sich darstellen will. Unter ethischen Gesichtspunkten
ist die Forderung der Naturrückkehr sowohl sittlicher Imperativ
wie Streben zu leidensfreier Idylle. Von dieser romantisch ver-
klärten Natur aus, die aJleiii auch Kultur ist, kommt Rousseau m
seiner sozialphilosophischen Erstlingsschrift ,Discours sur Torigine
de rin£galit£ parmi les hommes* zu völliger Ablehnung der Ge-
sellschaft, zu radikalem sozialphilosophischem Pessimismus. Die
Gesellschaft ist ihm das Stadium des Abfalls aus der natürlichen
Vollkommenheit. Hinsichtlich dieses Standpunktes ist der „Cbntrat
social0 kritisch auch gegenüber dein Naturzustande. Nicht mehr
stimrpungsmäßig verworfen, sondern kritisch gerechtfertigt soll der
Staat im Contrat social werden. Seine Notwendigkeit gegenüber
dem Naturzustande wird damit anerkannt. Im Gegensatz zur
früheren idyllischen Verklärung der Natur werden Sittlichkeit und
Gerechtigkeit menschlicher Handlungen nunmehr erst in den Über-
gang zum bürgerlichen Zustand verlegt: ,Ce passage de l'ätat de
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nature l'otat civile produit dans Thomme un changement tres-
remarquable, en substituant dans sä conduite la justice a l'instinct,
et donnant ä, ses actions la moralito qui leur manquait aupara-
vant1!1). Indessen macht sich auch das übernaturalistische Element
des Rousseauschen Naturbegriffs hier von neuem geltend, wenn
die sittliche Freiheit als naturliche bezeichnet wird. Das kultur-
indifferente Moment des Naturbegriffs kommt in derjenigen Pas-
sung des Naturzustandes zum Ausdruck, mit dem der bürgerliche
Zustand brechen muß und in dessen Charakteristik Rousseau mit
Hobbes verwandte Züge aufweist. Das Kulturelement dagegen
des Naturbegriffes erhält sich im Gedanken der ,natürlichen Frei-
heit', die den Maßstab für die Deduktion der bürgerlichen Ord-
nung bildet. In Rousseaus Staatsbegriff spiegelt sich also die
Doppeldeutigkeit seines Naturgedankens: dem naturalistisch ver-
standenen Naturzustand entspricht eine utilitaristisch-eudämonisti-
sche Fassung des Begriffs vom Sozialverein. ,Je supposß les
hommes parvenus ce point ou les obstacles qui nuisent .ä leur
conversation dans l'otat de nature Temportent par leur rosistance
sur les forces <jue chaque individu peut employer pour se -rnain-
tenir dans cet etat. Alors cefc 6tat primitif ne peut plus subsister;
et le genre humain^perirait s'il ne changeait sä maniere d'Stre'2).
Diese Fassung aber wird zurückgelangt durch Rousseaus ethisch-
idealistisclieii Staätsb^griff, in dem der romantische Naturbegriff
durch Entlassung seines idealistisch-kulturellen Ele-
ments sei&eD. Grewinn trägt. Hier erhält das n4 libre den Sinn
einef eingeborenen sittlichen Freiheit, auf der die Menschenwürde
beruht: ,Renoncer asaliberto, c'est renoncer a sä qualito d'hojnme,
aux drqits.de rhuypäanit4, m§me ä ses devoirs^). Dieser Rousseau-,
sehe Freiheitsbegriff liegt der Richtung des Kantiscken Auto-
nojniegedaijkens und liebt sich scharf ab von der anarchischen
Willkürfreiheit des* Hdbbesschen natürlichen Kriegszustandes. Die
anarchische Freiheit des Äobbes muß ganz in der bürgerlichen
Ifreilieit verschwinden, sie muß restlos gegeji die bürgerliche Frei-
heit veräußert. werden. Rousseaus natürliche Freiheit bleibt in
der bürgerlichen Freiheit als deren unveräußerlicher Maßstab, dem
jene zu genügen hat, erhalten. Diese Funktion der natürlichen
Freiheit ist nicht nur von der Problematik des dogmatischen Be-
1) Du Contrat Soeial (Petits Ckefs-D'Oeuvre de J,«J. Rousseau, Baris 1886)
1,8 S. 164.
2) a. a. 0. I, 6 S. 160. 3) a. a. 0. I, 4 S. 156. , ,
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griffe ^Naturzustand* befreit, sondern erhebt sich auch über dessen
kritische Fassimg als Grenzbegriff. An die Stelle £§s Naturzu-
standes tritt jetzt das Natur recht., dessen Sinn der eines
sittlich-vernünfÜge^ eines ,richtigenc Rechtes ist. Die ipatütliche
[Freiheit des einzelnen ist der Ausdruck der Menschheit im Indi-
viduum, ist sittlich-vernünftige Freiheit; die Vereinbarkeit des
staatlichen Zwanges mit der natürlichen Freiheit bedeutet die
Rechtfertigung jedes positiven Rechtes vor dem richtigen Rechte.
Die Vereinbarkeit von Unterordnung und natürlicher Freiheit
ergibt sich für Rousseau bekanntlich durch die Möglichkeit der
Zurückfuhrung des Staates auf einen TJrvertrag als seine logische
Bedingung. Eine mit der natürlichen Freiheit des einzelnen ver-
einbare Autorität des Staates muß von den Unterstellten freitrilMgi
d. h. in ihrer RoJJe als ursprünglich freie Kontrahenten anerkannt
werden können. Der den Staat konstituierende Vertrag tritt in
parallelen Bedeutungen zu seinem öegenbegriff Naturzustand auf$
als Hypothese, als Kategorie oder als Fiktion. Soferp der Ver-
trag den aus^der Sphäre des positiven Rechtes stammenden Akt
bezeichnet, drängt sich bei ihm der fiktive Charakter in den Vorder-
grund, demgegenüber das Ergebnis des Aktes den kategorialen
Sinn darteilt, auf den die Fiktion zurückweist. Ebenso wie im
Begriff des Naturzustandes spiegeln sich im Vertragsgedanken die
verschiedenen Grrundeinstellungen dem Staate gegenüber: utilita-
ristische und idealistische.
Unter diesen Gesichtspunkten ist eine Gegenüberstellung der
Rousseauschen Vertragstheorie zu der des Hobbes klärend. Beiden
gemeinsam ist der nicht als Hypothese auf ein Faktum zielende,
sondern fiktive Charakter des Vertrages, beide verbindet -*-
darauf hat besonders (Herke1) aufmerksam gemacht — gegenüber
ändern Vertragstheorien ein vertragstheoretischer Monismus. An
die Stelle der zwei Verträge früherer Theorien: 1. Bildung einer
Gesellschaft durch Vereinigung (Unionsvertrag) und 2* Einsetzung
einer staatlichen Herrschaft durch vertragsmäßige Unterwerfung
(Subjektionsvertrag) wird bei Beiden Denkern ein Staatsvertrag
gesetzt, nun aber mit dem grundlegenden Unterschiede, daß Hobbes
den Vereinigungsvertrag im Herrschaftsvertrage, Rousseau den
1) Otto v. (Merke: Joh. Alttasiiis . . - Breslau 1918.
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Herrschaftsvertrag im Vereinigungsvertrage aufhebt. Bei Hobbes
nämlich schließen den fingierten Vertrag empirische Subjekter
untereinander zu Gtmsten eines Herrschers, bei Rousseau da-
gegen wird der Vertrag zwischen den einzelnen und der Ge-
samtheit geschlossen. Dieser Unterschied führt bei Rousseau
zu einer Umbildung des Vertragsgedankens, der sich bei ihm in
demselben Maße von dem des Hobbes entfernt wie sein Begriff
der naturlichen Freiheit vom Hobbesschen Naturzustände. Bei
Hobbes soll der fingierte Vertrag zwischen den empirischen ego-
istischen Einzelnen das Staatsrecht begründen, er müßte bereits
ein Recht voraussetzen, das mit dem Grundsätze „pacta sunt ser-
vaada* Verträge als bindend normiert. Für den Hobbesschen Ver-
trag gilt, was Radbruch1) i» seiner geistreichen Analyse gegen-
über dem Vertragsgedanken überhaupt herausarbeiten will: soll
jener Zirkel vermieden werden, so muß hinter den Vertrag auf das
ihn psychologisch begründende Vertragsinteresse der einzelnen
an der wechselseitigen Beschränkung des Eigentums als gesell*
schaftsfundierend zurückgegangen werden. So weit wie Rousseau
mit dem Hobbesschen Naturzustand in seiner Staatsphilosophie ar-
beitet; weist auch sein Vertragsbegriff auf die Heteronomie ego-
istischer Vertragsinteressen. Bereits aber der Gedanke eines Ver-
trages zwischen einzelnen und der Gesamtheit deutet auf eine
Form des Vertragsgedankens hin, in der sich wiederum der Be-
griff der natürlichen Freiheit geltend macht und die durch das
erwähnt^ Zirkelargument nicht angreifbar erscheint., Rousseau^
natürlich freie Subjekte stehen in keinem Kriegszustande mitein-
ander, <ler die Fifctioii ein^s Friedensschlusses unter ihnen recht-
fertigen konnte. Einem sittlich" vernünftigen Rechte unterstellt^
sind sie vielmehr von vornherein 131 einer Beziehung· der , Verträg-
lichkeit*. Denn die sittlich-vernünftige Freiheit des einen hat
keine mögliche Interessenkollision mit der Freiheit des ändern.
Sie bilden von vornherein eine Gesamtheit, deren Bedingung das
Vernunftrechi als das ,Zusammenbestehen der Freiheit eines jeden
jnit der des ändern*, kaatisch geredet, ist. Mit def Umwandlung ~
des Begriffs ,Naturzustand' in den eines Natur r echt es (Vernunft-
rechtes) erhält auch der Begriff des Vertrages die bloße Funktion
einer Syiabölisjerung vernunftrechtlicher Beziehungen.
Der Rousseausche Vertrag setzt im Gegessatz zu dein zwischen
1) Gustav Badbruch: ßrundzüge dsr "KeehtspWlosophie, Leipzig 1914.
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empirischen Subjekten kein höheres* jNatur'-Reeht^über sich voraus,
weil er selbst das ,Naturrecht' definiert, das jedem positiven Recht
als logische Bedingung vorangeht. Er wird nicht im ^ Naturzustand',
sondern innerhalb des Naturrechtes geschlossen. Damit aber^ tritt
der fiktive Vertrags s chlmß zu Grünsten des rein logischen* Ver-
tragsresultat es im Sinne des Sichvertragens oder der Vereinbar-
keit der vernünftigen Freiheit des einen mit der1 des ändern als
Bedingung staatlicher Ordnung immer piehr zurück. Auch der
Vertrag wird wie die natürliche Freiheit zum vernunftrechtiichen
Maßstabe des positiven Rechts. Die Bürger eines Staates stehen
zueinander in dem wechselseitigen Verhältnis, das ^uiph den Ge-
danken des Urverträges adäquat symbolisiert wird. Es hat auch
nur fiktive Bedeutung, wenn- von dem-Verträgsßohluß zwischen
den einzelnen und einer Gresamtheit gesprochen wird, vielmehr
stellen die einzelnen kraft der zwischen ihnen waltenden Bezie-
hungen von vornherein, eine Gresamtheit dar.. Der endgültige Sinn
des Vertragssymboles spricht nxffi die reine Idee einer Rechts^rd*
n,ung aus, den Oedanjcen des Vernunfrechtes als Bedingung jedes
empirisch-positiven Rechtes. Von den natürlichen Subjekten aber
fordert die naturrechtliche Freiheit Unterordnung, die G'esamtüeit
der einzelnen hat sich der reinen Idee der ,Rechtsgemeinschaft*
als ihrer Bedingung zu unterstellen. So bedeutet für die empiri-
schen Subjekte der Gedanke des Rechts die Unterordnung eines
jeden unter die Idee der eigenen 'Fteihjßit, damit unter die Frei-
heit der ändern und durch sie unter die Freiheit der Gresamheit.
In Rousseaus Sprache: der Untertan in jedem Bürger wird, frei
durch seine Unterordnung unter sich selbst und den ändern als
Souverän und dadurch unter die Souveränität der Gesamtheit.
.Von dem richtig verstandenen Sinne des Urvertrags aus kann
die aus ihm resultierende Rousseausche genorale nunmehr
als die reine und allgemeingültige Idee des Staates
bezeichnet werden. Rousseaus allgemeiner Wille ist der allge-
mein gültige und richtige Wille der Rechtsordnung/ Die volont^
genorale bedeutet den Inbegriff von Normen, die in der Idee der
Rechtsordnung gesetzt sind, sie ist der Ausdruck für die in der
rechtlichen Ordnung geforderte Zusammenfassung freier Persön-
lichkeiten zu einer ob jek t i v-notwendigen Gesamtheit* Volonto
ginorale ist Gresamtheitswille überhaupt als Form jedes em-
pirischen Cresamtheitswillens, ist nur in demselben Sinne jWüle',
wie das erkeaantnistheoretische Bewußtsein überhaupt Bewußtsein
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ißt. Ein Staatsbewußtsein überhaupt konstituiert jener Begriff
der Gesamtheit als Trager der normativen Bedingungen, die einen
empirischen Staat erst möglich machen. Nicht empirische einzelne
waren die Kontrahenten des RousseauscheUiUrvertrages, sondern
die freijgeborenen" Individuen sind von 'vornherein als Rechtssub-
jekte zu denken« Als ihr Inbegriff faßt die volonte g£n£rale sie
zur Gesamtheit zusammen als den reinen Begriff des Staates stellt
sie damit die reine Idee der Souveränität dar. Der allgemein-
gültige Gesamtwille ist seinem Begriffe nach stets richtig und
kann nicht irren. In Rousseaus Satze: ,Der Souverän ist immer
was er sein soll* ist daher die Definition des objektiven Normcha-
rakters der gonorale gegeben. Zweifel an der Richtigkeit
dei Souveränitätsidee wäre eine staatsphilosophische Parallele zum
logischen Zweifel am Begriffe der Wahrheit oder mit einem reli-
gionsphilosophischen Vergleich: eine Spannung zwischen Sein und
Sollen kann es bei. der volonto gonorale ebensowenig geben wie
in einem göttlichen Willen. Die unbedingte Geltung der Idee der
volont6 g&iorale ist mcht gleichbedeutend mit dem positiv staats-
rechtlichen Satze: ,Der König kann nicht Unrecht ha-ben* oder
mit der Eormel der Volkssouveränität: ,Das Volk kann nicht
irren1. Denn in der volonto gon^rale handelt es sich eben nfcht
um den Souverän im Sinne eines " positiven Rechtes, sondern um
die reine regulative Idee der Souveränität, nicht um einen tat-
sächlichen Gesetzgeber im Staate, sondern um den Begriff des
Staates überhaupt. Rousseau hat zwar den Terminus volonto g&-
norale ebenso füfc die allgemeingültige Idee der Souveränität als
Form jeder empirischen wie für den empirischen Souverän* selbst
verwandt, dein Sinne des Zusammenhangs nach hat eir jedoch die
volont6 g4n6rale als Souveränität ipa Sinne des* richtigen Rechtes
erfaßt und sie als Bedingung positiv^rechtlicher Souveränität er-
kannt. Nach dem Recht oder Unrecht eines empirischen Souveräns
kann überhaupt erst unter der Voraussetzung -und im Namen des
allgemeingültigen Maßstabes derreinen Souveränität gefragt werden.
Die Deduktion eines Souveräns im Sinne des positiven Staatsrechts
ist eine weitere Aufgabe, die sich der Rousseauschen Staatsphilo-
sophie stellt und die den Begriff ier volonti gonorale zur Vor-
aussetzung hat.
III.
Ehe Rousseaus Versuch einer Peduktion auch des positiv
rechtlichen Souveräns in der Lehre* von der Volkssouveränität be-
 J
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trachtet wird, sei die Problematik der Beziehung seiner Idee des
Rechts zum positiven Recht angedeutet. Es, ist oft auf Rouäseaus
theoretischen Radikalismus hingewiesen wordeil, der schleQhttun
kein positives Recht und keinen empirischen Staat als solche an-
erkennt, in denen die Bedingungen des Urvertrages nicht erfüllib
sind* Ein Recht der Sklaverei etwa Enthält nach, Rousseau einen
logischen Widerspruch und kann daher niemals als Recht bezeichnet
werden, auch wenn es tatsächlich in Geltung gestanden hat; gegen*
über dem franzosischen Staate des ancien rogime, der fiir Rousseau
nicht der Idee des Staates entspricht, bedeutet- die Revolution
keinen Rechtsbruch. Gegen diesen Radikalismus Rouäseaüs haben*
sich von jeher die Angriffe des positiven Rechts gerichtet* Auch
der Vertreter der kritizistischen Rousseau-Auffassung Haymann1)
hat zwar in seiner Darstellung ,Rousseaus mit aller Schärfe dem
Anspruch des Contrat social nicht ein bloßes Ideal Recht und
Staat, sondern in der Rechtsidee zugleich die Kategorien jedes
Rechtsstaates darzustellen, hervorgehoben, in seiner Kritik Bous*
seaus hat er jedoch diesen Anspruch abgewiesen und die Rousseau-
sehe Staatstheorie doch nur auf die Rolle einer regulativen Idee
für den Staat beschränken wolle». Demgegenüber ist die logische
Eigenart des zur praktischen Philosophie gehörenden Geltungsge-
bietes ,Recht* hervorzuheben, der gemäß die regulative Idee hiej:
zugleich die Funktion einer konstitutiven Bedingung besitzt. Wie
in aller praktischen Philosophie tritt die Bedingung seiner Ob-
jektivität hier in der Form der Forderung auf, deren jErfüüung'
allein in der Annäherung an dies'e Forderung, jn der ,Riehtung'
nach ihr hin gelegen ist. So gewiß also die Idee des ,richtigenc
Rechts lediglich eine jRichtung* in der Satzung des Rechts be-
deutet, so gewiß ist Rousseaus Anspruch, in seinem regulativen
Begriffe der volonto gon&rale zugleich die konstitutive Form jedes
empirischen GresamtwiUens aufzustellen, gerechtfertigt. Ein dar-
über hinausgehender Versuch der Deduktion bestimmter Rechts-
inhalte aus der allgemeingültigen Rechtsidee ist geradezu als
Widerspruch zum regulativen Prinzip unmöglich. Der Gedanke
des Urvertrages vermag nur seiner Idee widersprechende Rechts-
inhalte wie in der Tat ein Recht der Sklaverei auszuschalten, nicht
anÄugebeii, welche Inhalte des positiven Rechts der richtigen Rechts-
idee adäquat sind. Es ist ein positivistischer Begriff des Rechts,
1) Franz Eaynmun: J.-J. Kousseaus Staatephflosophie« Leipzig 1898,
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nicht der Begriff des positiven Rechts, von dem aus Haymann zur
restlosen Identifikation der (Jeltungsart des positiven Rechtes mit
seinem tatsächlichen Beobachtetwerden und zur Ablehnung des Bons-
seauschen Anspruches gelangt. Dieser Positivismus reißt positives
Recht und richtiges Recht vollständig * auseinander. Bei seiner
konsequenten Durchführung kann auch von keiner regulativen
Rolle des richtigen Rechtes mehr die Rede sein, auch für dessen
regulative Funktion müssen Recht und positives Recht unter dem
gemeinsamen Begriffe ,Recht' zusammengefaßt werden können. Dies
ist nicht möglich, wenn die Geltungsart des positiven Rechtes ganz
alogische Geltung ist, vielmehr muß zur Zusammenfaßbarkeit des
positiven und des richtigen Rechtes im positiven Recht die G-el-
tungsart des richtigen Rechtes Inbegriffen sein. Und in der Tat
verbinden sich in der Greltungsweise des positiven Rechtes der
Faktor der Durchsetzbarkeit; des Sich-Greltung-verschaifen-konnens
mit dem rechtslogischen Greltungsbegriff, wie er im richtigen Recht
in Reinheit zum Ausdruck kommt. Einem empiristischen Begriffe
des positiven Rechteä stände das Ideal eines guten. Rechts nicht
einmal als Vernunftidee, sondern als Schöpfung willkürlicher Phan·*
tasie gegenüber *).
IV.
Aus der vom tjf vertrag gewonnenen Iclee <le£ volonte g£n£-
rale sucht Rousseau den Souverän des positiven Staatsrechts, den
Träger der Hoheit des empirischen Staates, zu deduzieren. Dieser
Souverän im Staate ist das Volk und Rousseaus Lehre die konse-
quenteste Durchbildung des alten Gedankens der Volkssouveränität,
Das souveräne Volk ist d^r empirische Träger der reinen
Staatssouveränität, der trotz der Grleichsetzuög mit der volonto
,g&i6rale, wie sie aus manchen Wendungen hervorzugehen scheint,
1) Dieser Gesichtspunkt zur Verteidigung der konstitutiven Rolle des Rechts-
ideals bei Rousseau gilt auch gegenüber Stammlers Einwand gegen ihn, daß er
die drei zu trennenden Fragen der Rechtsphilosophie L was igt Recht? 3. worauf
beruht die Verbindlichkeit des Rechts? und 3. was ist das richtige RecM? in*
einer Problemstellung und -Lösung zusammenfasse. Ohne in diesem Zusammen-
hange auf ?die$e letzten rechtsphüosophiscliea Fragen eingehen zu können, sei
auf-die Unablösbarkeit des formalenRechtöbegriffs, auf den Stammlers erste Frage
antworten will, von dem Geltü'ngsbegrüf der zweiten Frage hingewiesen und auf
die Unmöglichkeit im formalen Rechtsbegriffe etwas der Idee des richtigen Rechtes,
dem Gegenstand der dritten Frage, Widersprechendes zu setzen. (Rudolf Staminler:
Die Lehre von dem richtigen Rechte. Berlin 1902. 3. Afcschn., IV).
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im Zusammenhange des Rousseauschen Denkens von dieser be-
grifflich zu trennen ist. Denn von der volonte gdnorale "wird mit
Recht ihre scblechthinnige Unfehlbarkeit behauptet, vogi Volke
jedoch heißt es, daß es zwar stets den richtigen Willen besitzt,
daß ihm die Einsicht aber in seinen eigenen Willen infolge Irre-
führung mangeln kann. Dem Yolke steht als aUeinigem, frateil-
barem und unveräußerlichem Souverän die stets direkt, nicht durch
Repräsentation auszuübende Funktion der Gesetzgebung zu. Volks-
souveränität und ihre Darstellung m der gesetzgebenden Gewalt
— und nur in dieser — werden von Rousseau direkt aus der Idee
der g4n4rale herzuleiten gesucht. Es handelt sich -in
Rousseaus Lehre vos. der Volkssouve^aüität um den Versuch einei
Deduktion der Republik. Bei seiner scharfen Trennung von
Souveränität und Regierung braucht diese durchaus nicht mit de- ~
mokratischer Republik zusammenzufallen, sondern sie kann auch
aristokratische, jaj&uch Republik mit yinonarchischer* Spitze, d. h.„
alleiniger Exekutivgewalt' eines Präsidenten, sein. Diese auch von
Kants Autorität gestützte Deduktion der republikanischen Staats-
form muß — soweit der rationalistische Standpunkt der Vernunft-
deduktion gegenüber der Staatsform, (nicht der Regierungsform)
den Rousseau mit Energie vertritt, anzuerkennen ist — als geglückt
bezeichnet werden. Volonto g6n6rale — das ist der Nerv der De~
duktion — bedeutet rechtlich-staatliche Allgemeingültigkeit. Sie
ist aufs deutlichste geschieden von der volonto de tous als der
Summe der nicht-staatsbürgerlichen Partikularwillen. Nun ist zwar
das allen Einzelwillen logisch vorangehende apriori in seiner AU*
gemeingultigkeit und seinem Charakter als Kategorie niemals durch
ein induktives Abstraktionsverfahren aus den noch ungef ormten
Sonderwillen zu gewinnen, dennoch aber schließt die Allgemeingültig-
keit des Staatswillens die Allheit der nun nicht melir partikulären
sondern staatsbürgerlichen Willen in sich ein. M. a. W.:
die kategoriale Allgemeinheit oder Allgemeingültigkeit der volonto
g£n£rale ist stets bezogen auf die quantitative Allgemeinheit
oder Allheit der einzelnen staatsbürgerlichen Willen. Auoh hier
gilt das Wort aus RieUs Kritizismus, daß Verallgemeinerung nicht
zur Allgemeingültigkeit, Allgemeingültigkeit aber zur Allgemein-
heit führt, ffifl empirischer'G-esamtheitswille kann nur dort
anerkannt werden, wo die Allheit der citoyens in der Bildung des
GesamtwiUens zum Ausdruck gelangt, jeder Staatsbürger an der
Gesetzgebung in gleicher Weise Anteil erhält. Anders gewendet:
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der positiv rechtliche Träger der Staatssouveränität oder die Idee
der Reehtsgesamtbeit kann nur die empirische Gesamtheit, das
Volk, sein. Ein Akt der Souveränität ist ein Beschluß der Ge-
samtheit über die Gesamtheit, denn auch der Gegenstand des An-
spruch auf AUgemeingiiltigkeit erhebenden Gesetzes muß allgemein
sein, muß die Gesamtheit betreffen. Kein formeller Ausschluß
eines Staatsbürgers bei dem Zustandekommen des Gesetzes und
kein formeller Ausschluß eines Staatsbürgers durch das Gesetz
ist möglich, keine Entrechtung eines Trägers der Gesetzgebung
(souverain), kein Ausnahmegesetz gegen ein Objekt der Gesetzge-
bung (sujet). Ein antirepublikanischer Denker wie Gierke hat sich
der zwingenden Kraft der Idee der Volkssouvränität durch die
metaphysische Idee einer realen Staatspersönlichkeit zu entziehen
gesucht. Die Unterscheidung von Staatssouveränität und Organ-
souveränität ist für diesen Denker nicht die logische der regula-
tiven zum richtigen Recht gehörenden Idee des Staates von dem
positiv rechtlichen Staate und seiner gesetzgebenden Gewalt, viel-
mehr ist die „lebendige* Staatspersönlichkeit durch die Organe der
Souveränität stets auch in der empirischen Gesetzgebung wirksam*
Man kann bei dieser Theorie allerdings der-Konsequenz einer po-
sitiv rechtlichen Gesetzgebung durch die empirische Gesamtheit
ausweichen, kann den positiv rechtlichen Souverän in die zwei Or-
gane des Monarchen und des Volkes zerlegen, die bei Wahrung
der Einheit der Souveränität gleichsam zu^ den zwei Attributen
der Einen Staatssubstanz werden — damit aber ist der kritisch-
regulative Sinn des Begriffs Staatssouvefcänität völlig verloren ge-
gangen.
'Mit der Einführung „der Volkssouveränität sind jedoch die.
Schwierigkeiten einer der Idee der volonto gon^rale adäquaten
Gesetzgebung für Rousseau noch keineswegs erschöpft. Das Volk
ist als empirischer Träger der Souveränität gefunden, nunmehr
aber gilt es den Volks willen selbst1 aus den empirischen Einzel·*
willen zu konstruieren. Diese bleiben der irrationale Rest 4er
Analyse, ihr Egoismus das spröde Material, in dem der empirische*.
Gesetzgeber arbeiten muß und auf das auch die staatsphilosophi-
sche Konstruktion zuletzt stößt. Jedes Gesetz ist eine Willens-
kundjgebung des .souveränen Volkes, aber wie unterscheidet sich
das Volk unverwechselbar von einer heterogenen Masse? Wie
ist die empirische Gesamtheit, die der reinen Eecttsidee der Ge-
samtheit zwar nie adäquat sein k$nn, aber sich ihr annähern
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aus den zerstreuten J2inzelwülen zu gewinnen ? Wenn das Volk
spricht, kommt ein Gesetz zu stände, wie aber löst man dieser
von der Hobbesschen multitudo zu unterscheidenden juristisahen
Person des , Volkes* die Zunge? Welches Abstimmungsverfahren
garantiert, daß das Volk gesprochen hat? Die formale Forderung
einer Abstimmung aller Staatsbürger garantiert nicht den Inhalt
des Volkswillens als Resultat der Abstimmung^ Das souveräne
Volk mag nunmehr im Sinne des positiven, nicht des richtigen
Staatsrechtes niemals irren, wohl aber können die Abstimmenden
oder eine Gruppe von ihnen sich irrtümlich als ,Volk* ausgeben.
Kein Verfahren scheint zu garantieren, daß sich in der Abstimmung
"tatsächlich das Volk dargestellt hat." Für die Technik der positiven
Gesetzgebung stellt vielmehr der Begriff des Volkes ebenso ein
regulatives Prinzip dar wie die volonto g&norale für den Begriff
des positiven Hechtes. Auch beim TJbergapg von der Volkssou-
veränität zum Major i tä tspr inzip kann es immer nur eijie an-
nähernde Lösung geben. Rousseau hat den Blick für die Schwierig-*
keiten dieses Überganges, er umgibt die Methode der Abstimmung
und das Majoritätsprinzip mit einer Beihe staatsrechtlicher Kan-
tele^ und diese hätten, ihn gegen den VorWurf schützen sollen,
theoretischer Vertreter eines Majoritätsdespotismus zu sein, der
den kritischen Unterschied von volonto gönorale und de
tous nivelliere. Neben unkritischen und unvollziehbaren Begriffen
wie dem eines Durchschnittswillens aus der Summa differenter
Enjzelwillen steht sein großartiger Versuch die Abstimmung als
staatsrechtliches Experiment zu denken, d. h. im präzisen Sinne
als Antwortf auf eine richtig gestellte Frage nach dem Gesamt-
willen zu fassen* Dieses Experiment will er von einem Auspro-
bieren des Kräfteverhältnisses der partikularen Willen scharf ge-
trennt sehen. Von jedem Abstimmenden fordert der Staatsgedanke,
daß er restlos auf die ihm vorgelegte Frage nach dem Staatsin-
teresse, daß er als Staatsbürger antworte. Die Stimme des Sonder-
interesses müßte nach dem regulativen Sinne der Abstimmung aus*
geschaltet werden. Eine praktisch-technische Handhabe zur Kon-
struktion eines Volkswillens vermögen diese vernunftrechtlichen
Forderungen natürlich in keiner Weise zu bieten, sie können nur
als regulative Idee den abstimmenden Staatsbürger leiten, als
Staatsbürger zu stimmen, d. h. an das Gemeinwohl zu denken.
Stammler hat gegenüber diesem letzten Begriffe und seiner eu-
dämonistischen Mißdeutung mit Recht das Motiv *des sozialen Ideals
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in ihm hervorgehoben- Auf tatsächlich^ Abstimmungsergebnisse ange-
wandt, hat die Auffassung der Abstimmung als methodisch einwand*
freies staatsrechtliches Experiment nur den Wert einer Fiktion,
ebenso wie die Geltung des Willens der Majorität als Wille der Ge-
samtheit nur eine Fiktion, und zwar eine Fiktion niederer Stufe be-
deutet, die nur in technischen, nicht mehr in rechtlichen Gesichts-
punkten fundiert ist. Die Inhalte des empirischen Gesamtwillens
und das zu ihrer Feststellung unumgängliche Majoritätsprinzip
bilden so die eigentliche Grenze, bis zu der eine unter dem Ge-
sichtspunkte des richtigen Rechts stehende staatsphüosephische
Analyse im Sinne Rousseaus überhaupt vordringen kann. Positive
Gesetzesinhalte kann solche Analyse niemals als richtig kenn-
zeichnen, nur durch Aufstellung formal-regulativer Prinzipien das
negative Kriterium für rechtswidrige darstellen. Positives Recht
und historische Staaten kann die Rechts- und Staatsphilosophie,
auch wenn sie so weit wie bei Rousseau, vordringt, nicht dedu-
zieren, und ihre regulativen Vernunftprinzipien bilden daher auch
kein Prinzip der historischen Betrachtung von Staat und Recht.
Die Bildung der Inhalte des Gesamtwillens und damit des positiven
Rechts erfolgt in politischen Macht- und Wirtschaftskämpfen. Diese
zu erkennen überläßt die Staatsphilosophie der Geschichte. Eine
Theorie für die historische Entstehung von Recht und Staat, für das
tatsächliche Herausringen eines Gesamtheitswillens aus den Kämpfen
der Individuen, Parteien und Klassen bildet die eigentümliche
Schranke der Staatsphilosophie in ihrer Problemstellung. An dem
Punkte, an dem die Rolle der, Wirtschaft' gegenüber dem ,B.eeht*
Zusetzt und mit ihr die praktische gegenüber der »richtigen4 Po-
litik inuß Rousseaus philosophische Lehre voin Staate wie jede
andre Halt machen.
t i
Brought to you by | University of California
Authenticated
Download Date | 6/8/15 7:39 AM
